
 

Vollmacht 
 
Den Partnern in der  

Kanzlei Niendorf - Rechtsanwälte  

Friedrich-Ebert-Damm 111, 22047 Hamburg 

 
wird in Sachen:  ________________________________________________________ 
  
wegen:  ________________________________________________________ 
 
Vollmacht gemäß § 81 ff. ZPO und §§ 302,374 StPO erteilt. Diese Vollmacht erstreckt sich insbesondere 

auf folgende Befugnisse: 

1. In FamFG-Sachen, bürgerlichen, arbeits -, verwaltungs -, sozial- und finanzrechtlichen 

Streitigkeiten: 

- Gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 

- Erledigung des Streits durch Vergleich, Verzicht, Anerkenntnis oder Scheidungs-

folgenvereinbarung  

- Stellung von Anträgen auf Erteilung von Renten -und sonstigen Versorgungs-auskünften 

sowie Einholung ärztlicher Berichte/Befunde. 

2. Verteidigung und Vertretung in Bußgeldsachen, Strafsachen, (Wehr-)Beschwerde- und   

(Wehr-)Disziplinarsachen in allen Instanzen, auch für den Fall der Abwesenheit sowie auch als 

Nebenkläger-Vertretung gem. § 411 II StPO mit ausdrücklicher Ermächtigung gem. § 233 I 

StPO. Vertretung in sämtlichen Strafvollzugsangelegenheiten. Stellung und Rücknahme von 

Strafanträgen. Erteilung der Zustimmung gem. §§ 153 und 153a StPO. Stellung von 

Entschädigungsanträgen nach dem StrEG. 

3. Empfangnahme und Freigabe des Streitgegenstandes sowie von Geld, Wertsachen, Kautionen, 

Entschädigungen, Urkunden, Sicherheiten und Kosten/notwendiger Auslagen (die vom 

Gegner, der Justizkasse oder anderen Stellen zu erstatten sind). 

4. Übertragung der Vollmacht ganz oder teilweise auf andere. Entgegennahme von Zustellungen 

und sonstigen Mitteilungen. Einlegung und Rücknahme von Rechtsmitteln sowie Verzicht auf 

solche. Erhebung und Rücknahme von Widerklagen. 

5. Vertretung in Insolvenzverfahren auch über das Vermögen des Gegners sowie in 

Freigabeprozessen und als Nebenintervenient. 

6. Alle Nebenverfahren, z.B. Arrest und einstweilige Verfügung, Kostenfestsetzung, 

Zwangsvollstreckung, einschließlich der aus ihr erwachsenden besonderen Verfahren, 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung und Hinterlegungsverfahren. 

7. Abgabe von Willenserklärungen (zum Beispiel Kündigungen). 

 

Ich bin vor Auftragserteilung darauf hingewiesen worden, dass 

1. sich die anwaltliche Vergütung nach dem Gegenstandswert richtet. (Nicht bei Straf -, 

Bußgeld- und sozialgerichtlichen Sachen). 

2. von mir die zur Mandatsabwicklung erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben 

werden; damit bin ich einverstanden. 

 

 

 

____________________    ______________________________ 
Ort, Datum      Unterschrift 


